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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerster, Pieroth, Josten, Dr. Göller, 
Dr. Todenhöfer, Dr. Wagner (Trier), Dr. Freiherr von Weizsäcker und Genossen 

betr. Räumung der Marne-Kaserne (Rhein-Nahe-Eck) in Bingen 
- Drucksache 7/92 - 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 14. 
Februar 1973 - VI B/6 - VV 7450 - B-Kobl 5/73 - namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Verlegung 
der Marne-Kaserne in Bingen dringend geboten ist? 

Die Bundesregierung hat für das Anliegen der Stadt Bingen Ver- 
ständnis. 


2. Hält die Bundesregierung an früheren Planungen fest, Ersatz- 
anlagen auf dem bundeseigenen Gelände bei Uhlerborn westlich 
von Mainz zu errichten, oder haben zwischenzeitlich angestellte 
Überlegungen andere Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt? 

Die Bundesregierung hält an diesen im Einverständnis mit dem 
Land Rheinland-Pfalz begonnenen Planungen fest. Das Land 
hat jetzt Bedenken erhoben. Es wurde bereits am 15. August 
1972 um eine beschleunigte Überprüfung seines Standpunktes 
gebeten. Eine Stellungnahme des Landes liegt bis heute nicht 
vor. 


3. Welches Ergebnis brachte eine vom Bundesfinanzministerium 
zugesagte Überprüfung der Kosten einer Verlegung? 


Die Kosten wurden zunächst auf rd. 9 Mio DM geschätzt. Es 
muß aber mit großer Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen 
werden, daß nur eine geringfügige Reduzierung dieser Verle- 
gungskosten eintreten wird. 
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4. Wird sich die Bundesregierung neben der Stadt Bingen und dem 
Land Rheinland-Pfalz finanziell an dem Verlegungsprojekt be- 
teiligen, und zwar aus folgenden Gründen und entsprechenden 
Haushaltstiteln: 

a) Aus dem Gesichtspunkt des Bereicherungsgrundsatzes: „neu 
für alt", 

b) infolge der Lage der Kaserne inmitten der Stadt Bingen aus 
Mitteln zur Beseitigung einer Gefährdung für die öffentliche 
Sicherheit, 

c) in Anbetracht des schlechten Bauzustandes der Kaserne aus 
Mitteln zur Modernisierung amerikanischer Kasernenanla- 
gen. 

Die im Bundeshaushalt ausgewiesenen Mittel für die Verlegung 
von militärischen Anlagen sind äußerst knapp bemessen. Dar- 
um müssen sie für solche Fälle bereitgestellt werden, in denen 
von militärischen Anlagen eine unmittelbare Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit ausgeht (z. B. Munitionsdepots, Treib- 
stofflager, Schießstände in der Nähe von Wohngebieten). Das 
trifft im Fall Bingen nicht zu. Dennoch bleibt die Bundesregie- 
rung bei ihrer Zusage, das Anliegen der Stadt Bingen zu för- 
dern, vorausgesetzt, daß 

a) zu gegebener Zeit für derartige Maßnahmen ausreichende 
Mittel im Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt werden 
können, 

b) die Stadt Bingen den überwiegenden Anteil der anfallenden 
Kosten aufbringt. 

Zu den möglichen Gründen für eine Kostenbeteiligung des Bun- 
des wird folgendes bemerkt: 

a) Eine Beteiligung des Bundes an den Kosten aus dem Ge- 
sichtspunkt des „Bereicherungsgrundsatzes Neu für Alt" 
kommt nicht in Betracht. Vermögensvorteile dieser Art kom- 
men nicht dem Bund selbst, sondern zunächst ausschließlich 
den Streitkräften der Entsendestaaten zugute. Die Ersatzan- 
lagen, deren Wert zwar in den meisten Fällen den Wert der 
bisherigen Anlagen übersteigt, müssen den Streitkräften für 
die Dauer des Verteidigungsbedarfs, d. h. auf nicht abseh- 
bare Zeit unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Eine 
Bereicherung des Bundes könnte erst eintreten, wenn die 
Anlagen von den Streitkräften freigegeben werden. Da es 
sich fast ausschließlich um militärische Zweckbauten han- 
delt, ist eine spätere zivile Nutzung in den meisten Fällen 
äußerst fraglich. Was den besonderen Fall Bingen betrifft, 
hat eine Überprüfung durch den Bundesminister der Ver- 
teidigung ergeben, daß die geplante Ersatzanlage nicht den 
Stationierungsgrundsätzen der Bundeswehr entspricht und 
demzufolge kein zwingender Anschlußbedarf der Bundes- 
wehr nach einer etwaigen späteren Freigabe durch die Streit- 
kräfte besteht. 

b) Die Stadt Bingen hat bisher keine Gründe vorgetragen, nach 
denen von der Marne-Kaserne eine Gefährdung der öffent- 
lichen Sicherheit ausgeht. Auch eine Besichtigung der mili- 
tärischen Anlage durch Vertreter des Bundes hat keine An- 
haltspunkte ergeben, die eine Bundesbeteiligung aus die- 
sem Grunde ermöglichen würden. 
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c) Die Bundesregierung hat sich um eine Beteiligung der US- 
Streitkräfte an den Verlegungskosten zu Lasten des Kaser- 
nenmodernisierungsprogramms bemüht. Die Streitkräfte 
sind jedoch einer entsprechenden Anregung nicht gefolgt. 


5. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit einer Beteiligung der 
Deutschen Bundesbahn, da die Kasernenzufahrt die Eisenbahn- 
strecke Mainz-Koblenz schienen gleich kreuzt und der Deutschen 
Bundesbahn derzeit jährlich 60 000 DM an Entschädigungsfor- 
derung für Wartezeiten erwachsen, was bei der ersatzlosen Auf- 
hebung des Übergangs im Zuge der Verlegung der Kaserne ein- 
gespart werden könnte? 

Diese Möglichkeit hat die Bundesregierung bisher nicht geprüft. 
Sie wird jedoch der Anregung nachgehen. 


6. Wird die Bundesregierung für das Rechnungsjahr 1973 bzw. 
1974 entsprechende Haushaltsmittel einplanen und ggf. in wel- 
cher Höhe? 

Sobald sich der Verlegungsplan im übrigen realisieren läßt, 
wird die Bundesregierung prüfen, ob sie die entsprechenden 
Mittel im Haushalt bereitstellen kann. Das wird frühestens im 
Haushaltsjahr 1974 geschehen können. 
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